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Landessynode in Bamberg 
vom 24. – 28. November 2019 
 
 
 

Rahmenbeschluss der Landessynode zur 
Landesstellenplanung 2020 

 

1. Formel und Verteilungsregeln  

Beschluss: 

Die LS beschließt, die Stellen der Landesstellenplanung in den 

Kirchengemeinden und Dekanatsbezirken mit Hilfe des „Drei-Faktoren-

Modells“ (Anlage 1) zu berechnen und nach dem vorgestellten Regelwerk 

(Anlage 2) zu verteilen.  

Begründung der Formel: 

Gleichwertige Bedingungen für alle Räume innerhalb der ELKB 
In der gegenwärtigen Kirchenorganisation erhält die Landeskirche vor allem über die Kirchensteuer 

einen Großteil der finanziellen Ressourcen. Es ist deshalb ihre Aufgabe, für eine angemessene 

Verteilung dieser Mittel zu sorgen.  

Ziel muss es sein, Gemeindegliedern in allen Gegenden der Landeskirche gleichwertige Chancen zu 

eröffnen, mit dem Evangelium in personalen Kontakt zu kommen.  

Sie hat dazu vergleichbare und ermöglichende Rahmenbedingungen zu erarbeiten, die konkrete 

Ausgestaltung jedoch der Verantwortung der Kirchengemeinden und der Regionen zu belassen. 

Die Gemeindeglieder  
Weil der Auftrag allen Gemeindegliedern in einer Kirchengemeinde / Region gilt, muss deren Zahl der 

zentrale Faktor für die Verteilung der Ressourcen für den pastoralen Dienst sein. Dies vermeidet eine 

Engführung auf sich – nach welchen Kriterien auch immer – versammelnde Gruppen und hält die 

missionarisch-evangelistische Option offen: Von den Gemeindegliedern und den Kirchengemeinden 

ausgehend werden alle Menschen in der jeweiligen Region angesprochen und eingeladen. 

Die Fläche 
Es ist der Auftrag der Kirche, nahe bei den Menschen zu sein und zu bleiben. Wo die inneren und 

äußeren Entfernungen wegen der „Zerstreuung“ der Gemeindeglieder in der Fläche groß sind, muss 

eine Region die Mittel besitzen, den erhöhten Aufwand zu leisten, den diese Entfernungen mit sich 

bringen.  

Die gewachsene Präsenz 
Vor allem in kleinräumigen Kirchenstrukturen gibt es eine hohe Identifikation mit der 

Kirchengemeinde im kommunalen Raum und einen großen Einfluss traditioneller Bindungskräfte. 
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Diese gewachsene Präsenz ist in Zeiten des Traditionsabbruchs ein großes Potential und wird 

vielerorts mit großer Treue lebendig erhalten. Weil sie auch strukturell aufwendiger ist, soll sie als 

Faktor mitberücksichtigt werden. 

Die Selbstverantwortung der Kirchengemeinden und Regionen ist möglich und nötig 
Weitere inhaltliche Faktoren werden nicht einbezogen. Somit wird vermieden, direkt oder indirekt 

die Arbeit vor Ort zu steuern. Auch wird vermieden, Aktivitäten, „die vor Augen sind“ gegenüber 

einem persönlichen, eher „stillen“ Dienst zu bevorzugen. Der Dienst vor Ort muss dort im Rahmen 

der allgemein verbindlichen Grundaufgaben verantwortet werden und darf nicht von außen 

gesteuert werden. Wie diese Grundaufgaben erfüllt werden und wo darüber hinaus Schwerpunkte 

gesetzt werden, ist die Entscheidung der dort Verantwortlichen in der beratenden und fördernden 

Zusammenarbeit von Kirchengemeinde, Dekanatsbezirk, Kirchenkreis und landeskirchlicher Ebene. 

Anlage 1: Drei Faktoren Modell 

Anlage 2: Regelwerk zur Verteilung der Stellen 

 

2. Kürzung um 10% elkb-weit (Pastorationsdichte) 

Beschluss: 

Die LS beschließt, die Kürzung der Stellen abweichend von der im Projektplan 

festgelegten gleichbleibenden Pastorationsdichte auf 10% elkb-weit zu 

begrenzen.  

Begründung der Kürzung auf 10% 

Bisher galt folgendes Verhältnis im Durchschnitt elkb-weit: 1 theol. – Stelle auf 1545 

Gemeindeglieder. 

Der für 2020 erwartete Mitgliederschwund seit 2009 beläuft sich auf voraussichtlich 12%. 

Nach Rückmeldung der Erprobungsdekanate ist eine Kürzung um 10% in 3 Jahren gut umsetzbar. 

Bereits bei einer 10%-igen Kürzung elkb-weit ergibt sich eine Kürzungsspanne von bis zu 25% in 

einzelnen Dekanatsbezirken. Die Erfahrungen der Erprobungsdekanate zeigen, dass in der kurzen Zeit 

eine Kürzung über 15% nicht umsetzbar ist.  

Durch eine „nur“ 10%-ige Kürzung werden Kirchengemeinden und Dekanate insofern gestärkt und in 

die Lage versetzt, die nötigen Veränderungen mit einer besseren Personalausstattung und in einem 

machbaren zeitlichen Rahmen umzusetzen. Unabhängig davon, ob eine Kürzung um 10% oder 12% 

erzielt wird, ergibt sich in jedem Fall in einem absehbaren Zeitraum der Zeitpunkt, an dem die Zahl 

der einzusetzenden Personen mit der Zahl der zur Verfügung stehenden Stellen übereinstimmt, weil 

die steigenden Ruhestandszahlen die Zahlen der Berufsanfänger*innen kontinuierlich übersteigen 

werden. 
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3. Deckelung der Kürzung bei Dekanatsbezirken mit 

Stellenverlusten über 15% 

Beschluss: 

Die LS beschließt, die Stellenkürzung für Dekanatsbezirke, für die sich ein 

Stellenverlust über 15% errechnet, auf 15% Kürzung zu deckeln. Die dazu 

zusätzlich benötigten Stellen werden aus dem „virtuellen Stellenpool“ der 

LStPl 2020 befristet bis 2025 zugewiesen. 

Über eine Verlängerung des „virtuellen Stellenpools“ über das Jahr 2025 hinaus wird nach einer 

Evaluation der Landesstellenplanung 2025 entschieden. 
 

Begründung der Deckelung der Kürzung bei Dekanatsbezirken mit Verlusten 

über 15% 

Die Erprobungsdekanate melden zurück, dass eine 10%-ige Kürzung der Stellen innerhalb der 

Umsetzungsphase durchaus möglich erscheint. Eine Kürzung über 15% sei innerhalb der geplanten 3 

Jahre nicht sinnvoll und nur unter demotivierendem Druck umsetzbar. 

Der „virtuelle Stellenpool“ entspricht der Summe der durch den Beschluss der LStPl 2020 künftig 

wegfallenden Stellen, die im Umsetzungszeitraum 2020 bis 2023 noch besetzt sind und damit einen 

zeitweisen „Überhang“ an Stellen und Personen ergeben. Dieses Potential soll sowohl für den 

Ausgleich für die oben genannten Dekanatsbezirke als auch bewusst und zielgerichtet für die 

Umsetzung der LStPl 2020 genutzt werden. Die entsprechenden Stellen in den Dekanatsbezirken 

sollen für dieses Ziel inhaltlich definiert, ausgeschrieben und nach noch festzulegenden Kriterien 

besetzt werden. Die Stellen des „virtuelle Stellenpools“ sind vor allem für die Besetzung mit 

Pfarrer*innen gedacht, die Umgestaltungsprozesse im Sinne des PuK-Prozesses aktiv gestalten. 

Auf diese Stellen können sich alle Pfarrer*innen der ELKB, die eine Stelle, die der LStPl unterliegt, 

innehaben, bewerben. Da durch so eine Bewerbung eine andere Stelle frei wird, entsteht keine 

Stellenmehrung.  

 

4. Keine Kürzung bei den Kirchenmusiker*innen-

Stellen, den Leitungsanteilen der Dekanatsbezirke und 

den KSA-Stellen (Klinikseelsorgeausbildung) 
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Beschluss: 

4.1 Die LS beschließt die insgesamt 104 Kirchenmusiker*innen – Stellen nicht 

zu kürzen und die Schaffung von 4 zusätzlichen Stellen für einen flexibleren 

Stellenwechsel (2 Vakanz-Stellen; 2 Stellen für besondere Einsätze). 

Begründung: 

Die Gruppe der Kirchenmusiker*innen ist mit 104 Stellen die kleinste Berufsgruppe innerhalb der 

Landesstellenplanung. Bei einer Kürzung könnte derzeit die flächendeckende Versorgung (vor allem 

auch die Ausbildung des Nachwuchses) nicht mehr gewährleistet werden.   

Aus der Sicht von PuK, der Verantwortlichen für die Landesstellenplanung und aller 

Erprobungsdekanate soll die Kirchenmusik als wichtiges Element der Verkündigung nicht durch eine 

Stellenkürzung geschwächt werden, vielmehr sollten 4 zusätzliche Stellen geschaffen werden, die 

einen Stellenwechsel von Kirchenmusiker*innen erleichtern könnten und damit insgesamt mehr 

Beweglichkeit in das System bringen. 

4.2 Die LS beschließt die Leitungsanteile der Dekanate nicht zu kürzen. 

Begründung: 

Da mit der neuen Landesstellenplanung die Entscheidungs- und Gestaltungskompetenz der Mittleren 

Ebene gestärkt wird und dadurch mehr Gestaltungsmöglichkeiten, aber auch 

Entscheidungsnotwendigkeiten auf diese Ebene verlagert werden, soll auf eine Kürzung dieser 

Stellenanteile (51,25) verzichtet werden. Damit wird ein deutliches Zeichen für die Ermöglichung der 

u.a. durch PuK aufgezeigten inhaltlichen Prozesse gegeben. 

4.3 Die LS beschließt die 1,5 KSA-Stellen nicht zu kürzen. 

Begründung: 

Die Ausbildung der Klinikseelsorge wäre mit weniger als 1,5 Stellen auf landeskirchlicher Ebene nicht 

zu gewährleisten, damit würde ein außerordentlich wichtiger Arbeitsbereich mit Blick auf die 

seelsorgerliche Begleitung von Menschen jenseits von Gemeindebezügen entscheidend geschwächt, 

was gerade nicht im Sinne der Gestaltungs- und Entwicklungsprozesse der ELKB wäre. 

 

4.4 Die LS beschließt, die 10 fremdfinanzierten VZÄ Krankenhausseelsorge 

nicht zu kürzen. 

Begründung: 

Die ELKB erhält 1,2 Mio. € Refinanzierung von Personalkosten (Vereinbarungen und freiwillige 

Leistungen von Klinikträgern). 
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5. Kürzung LWD wie vorgeschlagen 

Beschluss: 

Die LS beschließt, die Stellen des LWD, die der LStPl unterliegen, als Budget 

(in €) darzustellen und dieses um 10 % zu kürzen. Die inhaltliche Umsetzung 

im Sinne des PuK-Prozesses liegt bei den Abteilungen des Landeskirchenamts. 

Begründung: 

Im Projektplan der LStPl 2020 ist für den Landesweiten Dienst (LWD) folgendes festgelegt: 

„Im Bereich LWD werden Kriterien entwickelt, die, vor allem auch im Handlungsfeld 10 ´Leitung und 

Verwaltung`, den Rückgang der Kirchenmitgliederzahlen angemessen berücksichtigen.“ 

Dazu wurde eine exakte Berechnung des Landesweiten Dienstes (LWD) basierend auf den 

Leistungsbereichen des Haushalts der ELKB erstellt und von der Sitzung der Abteilungsleitenden (s. 

Anlage 3) beschlossen: 

Beschluss der Abteilungsleitersitzung am 12.03.2019: 

Das Kollegium der Abteilungsleitenden nimmt die vorgelegte Liste „Vorschlag für Zuordnungen von 

Leistungsbereichen zum Landesweiten Dienst (LWD)“ zustimmend zur Kenntnis und beschließt diese 

als Grundlage für die Weiterarbeit an der Landesstellenplanung 2020 (LStPl 2020). 

einstimmig (Pro: 6/Contra: 0/Enthaltungen: 0)  

 

Die Konsultationen zum LWD vom 10.01. und 20.03.2019 kamen zu folgendem Ergebnis: 

Unterschiedliche Systeme (Dienst in Kirchengemeinden/Dekanatsbezirken und Landesweiter Dienst) 

bedürfen einer unterschiedlichen Steuerung.   

Entsprechend muss die Umsetzung der Kürzungsvorgabe auf unterschiedliche Weise erfolgen. 

Deshalb wird vorgeschlagen, die Stellen des LWD, die der LStPl unterliegen, als Budget (in €) 

darzustellen und dieses um 10 % zu kürzen, weil im LWD ansonsten die Gefahr bestünde, nur die in 

der Landesstellenplanung verankerten Führungsstellen zu kürzen und damit betroffene 

Arbeitsbereiche rein auf Führungsebene zu schwächen. Bei einer Budgetkürzung ist diese Gefahr 

nicht gegeben, weil hier Referate, Dienste und Einrichtungen immer als Ganzes betrachtet werden. 

Man geht davon aus, dass ein Teil dieser Kürzungsvorgabe bereits durch die Budgetkürzung im 

Rahmen der Vorsteuerung seit 2015 erbracht wurde bzw. durch das System der Vorsteuerung in den 

nächsten Jahren weiter erbracht werden wird.  (Im Stellensystem von Dienst in 

Kirchengemeinden/Dekanatsbezirken erfolgt die Kürzung erstmals ab 2021). Dies wird für den 

Beschluss der LS bei der Herbstsynode 2020 genau durchgerechnet vorgelegt werden. 

 Anlage 3: Vorlage zur AL-Sitzung am 12.03.2019 

Anlage 4: Definition LWD 
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6. Landeskirchenweit zu sichernde Arbeitsbereiche in 

allen Dekanatsbezirken durch verbindliche 

Konzeptentwicklung 

Beschluss: 

Die LS beschließt, im Rahmen der Festsetzungsentscheidung soll von allen 

Dekanatsbezirken für die Arbeitsbereiche Altenheimseelsorge, Jugendarbeit, 

Erwachsenenbildung, Kirchenmusik, Öffentlichkeitsarbeit ein Konzept erstellt 

werden.  

Der Inhalt der Konzeption für den Dienst im Dekanatsbezirk ist nicht 

Gegenstand der Genehmigung im Rahmen der Festsetzungsentscheidung 

durch das Landeskirchenamt gemäß §3 LstplV (RS 312).  

Zur Konzeptentwicklung wird den Dekanaten eine Handreichung mit 

Impulsfragen zur Verfügung gestellt. 

Sie dient den Fachabteilungen als Erläuterung für die von den Dekanaten 

getroffenen Entscheidungen bei der Verteilung des zugewiesenen 

Stellenkontingents bzw. als Grundlage für die Beratung bei der Umsetzung 

der Landesstellenplanung. 

 

Begründung: 

Nach der Rückmeldung Erprobungsdekanate und dem Ergebnis der Konsultation auf dem Hesselberg 

zum Thema am 3. und 4. April 2019 wurde klar, dass die ursprünglich geplanten „Leitplanken“ bzw. 

ein sog. Plausibilitätscheck zur Planung der landeskirchenweit zu sichernden Arbeitsbereiche nicht 

geeignet sind. Sie würden zu sehr die Freiheit der Dekanatsbezirke einschränken, Ihre Arbeit am 

Auftrag und den Menschen im eigenen Raum auszurichten.  

In mehreren Sitzungen der AG KGD/DBD und einer Konsultation, an denen Vertreter*innen aller 

zuständigen Fachabteilungen des Landeskirchenamtes und die Dekane der Erprobungsdekanate 

beteiligt waren, einigte man sich darauf, die Dekanate im Rahmen der Festsetzungsentscheidung zu 

verpflichten, für Altenheimseelsorge, Jugendarbeit, Erwachsenenbildung, Kirchenmusik und 

Öffentlichkeitsarbeit eine Konzeption zu erstellen, die zwar  nicht Gegenstand der Genehmigung im 

Rahmen der Festsetzungsentscheidung ist aber der Fachabteilung als Erläuterung bzw. 

Anknüpfungspunkt für Beratungsgespräche dienen kann. 
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7. Landeskirchenweit zu sichernde Arbeitsbereiche in 

betroffenen Dekanatsbezirken (mit eigener 

Berechnung für Tourismus-, Krankenhausseelsorge, 

Hochschul- und Studierendenarbeit) durch 

verbindliche Konzeptentwicklung  

Beschluss: 

Die LS beschließt, im Rahmen der Festsetzungsentscheidung soll von allen 

betroffenen Dekanatsbezirken für die Arbeitsbereiche Tourismus-, 

Krankenhausseelsorge, Hochschul- und Studierendenarbeit ein Konzept 

erstellt werden. 

Die Berechnung des zusätzlichen Stellenkontingents erfolgt durch die 

Fachabteilungen. 

Die zusätzlich zugewiesenen Stellen sollen zu 100 % für die einschlägige 

Aufgabe verwendet werden. 

Zusätzliche damit verbundene Aufgaben, z.B. Vernetzungsarbeit im 

Dekanatsbezirk, sollen per Dienstordnung geregelt werden. 

Für die Konzeptentwicklung wird den Dekanaten eine Handreichung mit 

Impulsfragen zur Verfügung gestellt.  

 

Begründung: 

(S. Punkt 6)  
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8. Erprobungsgesetz 

Beschluss: 

Die LS beschließt den Auftrag an den LKR, im Rahmen der LStPl 2020 ein 

Erprobungsgesetz vorzubereiten, das kirchenrechtlich eine höhere Flexibilität 

für den „gabenorientierten“ Personaleinsatz der unterschiedlichen 

Berufsgruppen in den Kirchengemeinden, Pfarreien und Dekanaten 

ermöglicht und weitere Fragestellungen aufnimmt, die im Laufe der 

Konkretisierung der LStPl 2020 auftauchen. 

Begründung: 

Vor allem angeregt durch die Projekte „Miteinander der Berufsgruppen“ und „RU 2026“ ist eine 

höhere Flexibilität für den „gabenorientierten“ Personaleinsatz notwendig. Auch im Zusammenhang 

von PuK sind möglicherweise flexiblere Rahmenbedingungen nötig, um vor Ort und auf 

landeskirchlicher Ebene schnell, effektiv und transparent gestalten und entscheiden zu können. 

In diesem Zusammenhang sind evtl. Änderungen von bisherigen Regelungen z.B. im Blick auf 

folgende Themen nötig: 

 - Berufsgruppenübergreifende Besetzung 

 - Vorsitz KV 

 - Pfarramtsführung  

 - Pfarrdienstwohnung 

 - Verteilung RU; Regelstundenmaß RU für Pfarrer*innen 

 

9. Zeitplan 

Beschluss: 

Die LS nimmt den vorgelegten Zeitplan zustimmend zu Kenntnis. 

Anlage 5: Zeitplan 2020-2025 
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Anlage 1 
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Anlage 2  

Regelwerk zur Verteilung der Stellen: 

Ausgangslage ist die Gemeindegliederzahl vom 31.07.2019 analog zum Innerkirchlichen 

Finanzausgleich. 

Gebietsveränderungen werden bis zum 31.03.2020 berücksichtigt und sind erst wieder ab 1.01.2021 

möglich. 

Um eine Benachteiligung bei der Stellenberechnung durch Gemeindefusionen zu vermeiden, werden 

KG-Fusionen ab 2021 bei der nächsten LStPl (evtl. 2025) nicht berücksichtigt, d.h. weiterhin als 

einzel-Kirchengemeinde berechnet. 

Alle Stellen (außer Leitungsanteile in den Dekanatsbezirken, 10 fremdfinanzierte VZÄ der 

Krankenhausseelsorge und 1,5 VZÄ der KSA) werden entsprechend der vorgegebenen 

Pastorationsdichte gekürzt.  

Die Stellen für Hochschul- und Studierendenarbeit, Krankenhausseelsorge und Tourismusseelsorge 

werden eigens gekürzt, berechnet und dann den einschlägigen Dekanaten zusätzlich zugewiesen. 

Ebenso werden die Leitungsanteile in den Dekanatsbezirken zugewiesen.  

Alle anderen Stellen (z. B. Dekanatsjugendarbeit, Stellenanteile für Altenheimseelsorge) werden in 

der Formel ELKB-weit mitberechnet und verteilt. 

Entsprechend dieser Berechnungen wird den Dekanaten mitgeteilt, mit wie vielen theologischen (t), 

theologisch-pädagogischen (tp) und Kirchenmusiker-Stellen (KiMu) sie planen können.  

Der Dekanatsausschuss ist frei, die im Gesamtkontingent zur Verfügung stehenden Stellen (außer 

den Leitungsanteil) im Raum zu verteilen. 

Bei der Verteilung des Stellenkontingents sollen in der Regel 0,5- und 1,0-Stellen gebildet werden. 

Die prozentuale Berechnung des Anteils der t-Stellen, tp-Stellen und KiMu-Stellen wird transparent 

mitgeteilt. 

20 % der Stellen können berufsgruppenübergreifend ausgeschrieben und mit den kirchlichen 

Berufsgruppen (Pfarrer/-innen, Religionspädagogen/-innen, Diakone/-innen, Sozialpädagogen/-

innen, Absolvent/-innen biblisch-theologischer Ausbildungsstätten, Kirchenmusiker/-innen) besetzt 

werden. Bei anderen Berufsgruppen ist ein konkreter Antrag auf dem Dienstweg nötig. 

Arbeitsfelder, die in die Berechnung des Gesamtkontingents eingeflossen sind 

(Dekanatsjugendarbeit, Stellenanteile für Altenheimseelsorge), sollen bei der Verteilung 

berücksichtigt werden (genauer dazu Punkt 6 und 7: „Landeskirchenweit zu sichernde 

Arbeitsbereiche in allen Dekanatsbezirken durch verbindliche Konzeptentwicklung“). 

Die t-, tp- und KiMu-Stellen werden mathematisch gerundet auf halbe Stellen (0,5, 1,0) 
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Anlage 3 
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Anlage 4 
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Anlage 5 

 


